
4,2-Millionen-Kredit: Planken stimmt über Gasthausprojekt ab 
Elf Jahre nach der gescheiterten Gasthaus-Abstimmung versucht es die Gemeinde erneut. Ein Altvorsteher ist aber immer noch nicht überzeugt. 

Seit 2018 der «Hirschen» seine 
Türen schloss, steht die Ge-
meinde Planken ohne eigenes 
Restaurant da. Damit soll nun 
Schluss sein: In seiner Sitzung 
vom 30. Mai stimmte der Ge-
meinderat mehrheitlich für ei-
nen Verpflichtungskredit in der 
Höhe von 4,2 Millionen Fran-
ken, um ein zweigeschossiges 
Gasthaus an der Hangkante des 
Sarojaplatzes zu errichten. Ein-
zig der FBP-Gemeinderat Ale-
xander Ritter sprach sich gegen 
den Kredit aus, wie aus dem 
 Gemeinderatsprotokoll hervor-
geht. Doch mit dem Gemeinde-
ratsbeschluss ist das Gasthaus 
noch nicht in trockenen Tü-
chern. Denn aufgrund des Kos-
tenumfangs entschied der Ge-
meinderat, den Verpflichtungs-
kredit einer Volksabstimmung 
zuzuführen. Der Urnengang 
wird am 27. August stattfinden. 

Altvorsteher erneut gegen 
Gasthausprojekt 
Bereits 2012 stimmte die 
 Plankner Bevölkerung über ein 
Gasthausprojekt ab. Doch der 
damals geplante Bau mit einem 
Kostenumfang von 1,55 Mil -
lionen Franken wurde über -
raschend deutlich mit  
einem Neinstimmen-Anteil von  
59,9 Prozent abgelehnt. Die Fra-
ge wird also sein, ob nun nach 
mehreren Jahren ohne jegliches 

Gastronomieangebot in der Ge-
meinde das Volk bereit ist, einen 
Gasthauskredit zu sprechen.  

Zumindest ein Kritiker des 
2012er-Projekts ist auch vom 
nun geplanten Bau nicht über-
zeugt: Altvorsteher Gaston 
Jehle. «Ich bin dagegen, dass für 
4,2 Millionen Franken ein Res-
taurant in Planken gebaut wird. 
Das ist für unsere Gemeinde 

nicht grössenverträglich», hält 
er auf Anfrage fest. 2012 war 
Jehle Teil des Komitees, das ge-
gen das damalige Gasthauspro-
jekt mit das Referendum ergriff.   

Wie vor elf Jahren lautet 
Jehles Losung weiterhin: «In 
Planken soll es wieder ein Gast-
haus geben, aber das ist das 
 falsche Projekt.» Ob die dama-
ligen Referendumsmitglieder 

erneut gegen das Bauprojekt 
mobilisieren, kann der Altvor-
steher noch nicht sagen. Er 
habe erst gestern aus dem 
 Gemeinderatsprotokoll von der 
anstehenden Abstimmung er-
fahren. Zumindest stellt er aber 
in Aussicht: «Unsere Gruppe 
wird demnächst sicher die 
 Köpfe zusammenstecken und 
beraten, ob wir auf die Abstim-

mung hin erneut aktiv werden 
sollten.» 

Infoanlass: Projekt ging 
als klarer Favorit hervor 
Auch wenn der Altvorsteher mit 
dem geplanten Gasthausprojekt 
wenig anfangen kann: An einer 
Informationsveranstaltung im 
Januar ging dieses Projekt als 
klarer Favorit hervor. Im Rah-
men des Anlasses wurden der 
Plankner Bevölkerung nämlich 
vier mögliche Varianten für ein 
Gasthaus vorgestellt, die der 
 Gemeinderat im letzten Jahr von 
einem Architekturbüro in einer 
Machbarkeitsstudie ausarbeiten 
liess. Zum Schluss der Veran-
staltung wurde ein Stimmungs-
bild abgeholt: Von den rund  
80 Anwesenden habe sich deut-
lich mehr als die Hälfte für die 
Variante Nummer 3 – «zwei -
geschossiges Gasthaus an der 
Hangkante des Sarojaplatzes» – 
ausgesprochen. 

10 Prozent der Kosten als 
Teuerungsausgleich 
Mit Blick auf das Ergebnis des 
Informationsabends empfahl 
auch die eingesetzte Projekt-
gruppe Gasthaus dem Gemein-
derat, die Variante 3 weiterzu-
verfolgen. Die Machbarkeits-
studie rechnet bei dieser 
Variante mit Baukosten von 
rund 3,8 Millionen Franken. 

Aber «um eine gewisse Sicher-
heit bezüglich der Kosten zu er-
halten», entschied die Projekt-
gruppe, noch eine Zweitmei-
nung abzuholen. «Diese liegt 
ebenfalls vor und weist für 
 Variante 3 ‹Hangkante zweige-
schossig› in etwa dieselben 
Kosten aus wie die Schätzung 
des Architekten der Machbar-
keitsstudie», so das Gemeinde-
ratsprotokoll.  

Allerdings: Die Inflation sei  
bei den Schätzungen nicht be-
rücksichtigt worden. Aus heuti-
ger Sicht sei von einer Teuerung 
von rund 10 Prozent auszuge-
hen. Deshalb soll zusätzlich zu 
den Erstellungskosten von  
3,8 Millionen Franken noch  
ein Teuerungsausgleich von 
370 000 Franken angenommen 
werden. Damit beläuft sich der 
Kredit für den Bau des Gasthau-
ses auf insgesamt 4,2 Millionen 
Franken. (equ) 

3D-Visualisierung vom geplanten Gasthaus an der Hangkante des Sarojaplatzes. Die Gemeinde Planken 
betont, dass es sich um eine Abbildung aus einer Machbarkeitsstudie handelt, die zur  
Ermittlung der möglichen Baukosten erstellt wurde. Bild: zvg
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Wenn die Natur zur Katastrophe wird  
Wegen der zunehmenden Erderwärmung werden Naturgefahren in Liechtenstein künftig wohl häufiger und heftiger eintreten.  

David Sele 
 
Liechtenstein ist vergleichs -
weise stark von den Folgen der 
Erderwärmung betroffen. Das 
nordalpine Klima hat sich in den 
vergangenen Jahren bereits 
 verändert. Mehr Sonnenschein, 
häufigere und intensivere Stark-
regenfälle, weniger Schnee, 
mehr Hitzewellen, weniger 
Frosttage, Verschiebung der 
Nullgradgrenze, Gletscher-
schmelze – es ist eine Reihe von 
Beobachtungen, die das Amt für 
Umwelt (AU) 2020 in der Publi-
kation «Zahlen und Fakten zum 
Klima in Liechtenstein» fest -
gehalten hat. Gelingt es nicht, 
weltweit die Klimaziele zu errei-
chen, ist im Rheintal mit einer 
weiteren Erwärmung um 2 bis  
3 Grad zu rechnen. Die Wahr-
scheinlichkeit, dass Naturgefah-
ren wie Hochwasser, Rüfen, 
Hitzewellen, Trockenheit, 
Waldbrände, Stürme eintreten, 
steigt somit weiter an.  

Grosse Gefahr  
schlummert im Wald 
Die Risiken, die durch die Erd-
erwärmung entstehen, begüns-
tigen sich oftmals gegenseitig. 
Das wird in der am Montag 
 veröffentlichten Publikation der 
Stiftung Zukunft.li zum Thema 
Bevölkerungsschutz etwa am 
Beispiel des Waldes veranschau-
licht: Wie gefährlich ein Sturm 
ist, hängt demnach nicht nur 
von dessen Stärke ab, sondern 
auch vom Zustand des Waldes. 
Durch Trockenheit geschwächte 

Bäume können dem Sturm 
 weniger gut standhalten. Im 
Sturmholz vermehren sich Bor-
kenkäfer und nach ausgeprägter 
Trockenheit noch besser. Bor-
kenkäfer schwächen den Wald 
in der Folge zusätzlich. Und ein 
schwacher Wald erhöht wiede-
rum das Risiko diverser anderer 
Naturgefahren. 

Entsprechend ungünstig ist 
es, dass sich gerade der Schutz-
wald in Liechtenstein in einem 
desolaten Zustand befindet und 
dieser sich angesichts der klima-
tischen Veränderungen wohl 

noch verschlechtern wird. Zu-
dem verunmöglicht der Wild-
verbiss die Waldverjüngung. 
Zwar beschloss der Landtag in 
diesem Zusammenhang 2021 
die Anpassung des Jagdgesetzes. 
Eine erste Bilanz zeige jedoch, 
dass dessen Umsetzung schwie-
rig ist. Insbesondere die gefor-
derten Abschusszahlen wurden 
nicht erreicht, konstatiert die 
Stiftung Zukunft.li.  

Ein verheerendes Szenario – 
insbesondere hinsichtlich 
Schutzwaldfunktion – wäre 
indes ein grösserer Waldbrand. 

Wegen der zunehmender Tro-
ckenheit, zunehmender Hitze 
und des Föhns sowie zuneh-
mender Unwetter (Blitzschlag) 
steigt die Waldbrandgefahr lau-
fend. Ein sehr ungünstiges, aber 
realistisches Szenario des Amtes 
für Bevölkerungsschutz zeigt, 
dass sich ein Waldbrand ober-
halb der Universität Liechten-
stein innert vier bis fünf Stunden 
bis an die Grenze nach Schaan-
wald ausbreiten könnte. Plan -
ken wäre innert zwei Stunden 
von der Aussenwelt abgeschnit-
ten. Die Folgen für Menschen, 

Wirtschaft und Infrastruktur in 
Schaan, Nendeln und Schaan-
wald könnten massiv sein.  

Klimaanpassung  
als Prävention 
Neben dem Engagement, die 
Erderwärmung zu verlangsa-
men, pocht die Stiftung Zu-
kunft.li vor allem auf Massnah-
men zur «Klimaanpassung». 
Liechtenstein müsse sich «auf 
die Folgen des Klimawandels 
einstellen und den Katastro-
phenschutz den veränderten 
Bedingungen anpassen», so der 
Appell. Zwar hätten die Behör-
den den Handlungsbedarf er-
kannt und seien auch dabei, 
entsprechende Massnahmen 
umzusetzen. Jedoch müsse die 
Klimaanpassung auch auf der 
politischen Agenda hohen Stel-
lenwert erhalten. Zudem sei die 
Bevölkerung zu sensibilisieren, 
um die notwendige Unterstüt-
zung zu erhalten. 

Ein Negativbeispiel ist 
 diesbezüglich die sogenannte 
«Regenwassergebühr», die in 
Triesen nach dem Widerstand 
aus der Bevölkerung wieder 
aufgehoben wurde. Letztlich sei 
schlechte Kommunikation das 
Problem gewesen. Auch in allen 
anderen Gemeinden wird die 
gesetzlich vorgesehene «Re-
genwassergebühr» bislang 
nicht erhoben. Dabei wäre eine 
solche Gebühr aus Sicht der Stif-
tung Zukunft.li ein wichtiger 
Anreiz, damit Hauseigentümer 
dafür sorgen, dass Regenwasser 
auf ihrem Grundstück versi-

ckern kann. Starkniederschläge 
würden in Zukunft eine grosse 
Herausforderung darstellen, 
womit die Regenwasserbewirt-
schaftung an Bedeutung gewin-
ne. Notabflüsse und Versiche-
rungsmulden, begrünte Dächer 
und Grünflächen könnten das 
mögliche Schadensausmass re-
duzieren, schreibt die Stiftung 
Zukunft.li. Anhand von Vaduz 
ist ein Starkregenereignis mit 
60 Litern pro Quadratmeter 
 illustriert. Innert einer Stunde 
würden grosse Teile des Vadu-
zer Städtle mehr als 25 Zenti-
meter unter Wasser stehen.  

Die andere Hochwasserge-
fahr in Liechtenstein birgt der 
Rhein. Hier begrüsst die Stif-
tung Zukunft.li die bereits in 
Gang gesetzte Ertüchtigung der 
Dämme. Auch bei den Plänen 
zur Rheinaufweitung müsse 
dies berücksichtigt werden. Die 
Aufweitung des Rheins hebt die 
Publikation in Bezug auf den 
Grundwasserschutz hervor. Der 
Grundwasserspiegel werde da-
durch positiv beeinflusst, darü-
ber hinaus böten wassernahe 
Erholungsräume den Menschen 
Zuflucht bei Hitzewellen. 

Um in den Siedlungsgebie-
ten in der brütenden Hitze aus-
harren zu können, regt die Stif-
tung Zukunft.li im weiteren 
eine verbesserte Zentrums- und 
Gebäudeplanung an. Insbeson-
dere medizinische Einrichtun-
gen, Pflegeheime und öffent -
liche Aufenthaltsräume seien 
entsprechend zu planen oder 
mit Klimaanlagen auszustatten.

Zum Glück nur ein Übungsfeuer beim Waldbrandtraining der Feuerwehr. Bild: Tatjana Schnalzger


